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Das größte Vergnügen im Leben besteht darin, das zu 
tun, von dem die Leute sagen, du könntest es nicht. 
Walter Bagehot; 1826 – 1877, englischer Nationalökonom und Jurist 

  

Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
Vergütungsabstand bei außertariflich Be-

schäftigten 

Legen Tarifvertragsparteien fest, dass außertarifliche Ange-

stellte solche sind, deren Gehalt und andere materielle Arbeits-

bedingungen höher sind als die der höchsten tariflichen Ent-

geltgruppe – ohne dabei einen festen prozentualen Unter-

schied zu definieren –, genügt es, wenn das Gehalt diese 

Grenze auch nur geringfügig übersteigt, um den Angestellten 

als außertariflich einzustufen. 

Dieser Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) v. 

23.10.2024 lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Der 

Arbeitnehmer ist Mitglied der IG Metall und seit 2013 als Ent-

wicklungsingenieur beschäftigt, seit Juni 2022 auf der Grund-

lage eines als „außertariflich“ bezeichneten Arbeitsvertrags. 

Von Juni 2022 bis Februar 2023 erhielt er eine monatliche 

Bruttovergütung von 8.212 €, während das Entgelt in der 

höchsten tariflichen Entgeltgruppe – hochgerechnet auf 40 Wo-

chenstunden – 8.210,64 € brutto betrug. Im Betrieb finden die 

Tarifverträge der Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-West-

falens Anwendung, von deren persönlichem Geltungsbereich 

u.a. Beschäftigte ausgenommen sind, deren „geldwerte materi-

elle Arbeitsbedingungen unter Berücksichtigung einer 

 
 



 

 

individuellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von bis 

zu 40 Stunden in einer Gesamtschau diejenigen der höchsten 

tariflichen Entgeltgruppe regelmäßig überschreiten“. 

 

Der Arbeitnehmer beanspruchte jedoch eine höhere Vergü-

tung, weil nach seiner Auffassung ein solches „Überschreiten“ 

in Anbetracht der prozentualen Abstände zwischen den tarifli-

chen Entgeltgruppen nur angenommen werden könnte, wenn 

das Monatsgehalt des außertariflich Angestellten 23,45 % über 

demjenigen der höchsten tariflichen Entgeltgruppe liegt. Er ver-

langte daher für die Monate Juni 2022 bis Februar 2023 eine 

Nachzahlung von insgesamt ca. 17.326 € brutto als weitere 

Vergütung. Wie auch schon die Vorinstanzen entschieden die 

Richter des BAG zugunsten des Arbeitgebers. Denn mangels 

abweichender Festlegungen der Tarifvertragsparteien genügt 

nach dem eindeutigen Tarifwortlaut jedes – und damit auch ein 

geringfügiges – Überschreiten des höchsten tariflichen Ent-

gelts. 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Elternunterhalt – gestuftes Auskunftsver-

fahren 

Mit dem Angehörigen-Entlastungsgesetz hat der Gesetzgeber 

zum 1.1.2020 u.a. unterhaltsverpflichtete Kinder entlastet. Ein 

Unterhaltsrückgriff durch den Sozialhilfeträger auf ein erwach-

senes Kind, dessen Eltern vom Sozialamt Leistungen erhalten, 

ist mit dem neu eingeführten Absatz im SGB XII gegenüber 

dem früheren Recht beschränkt worden: 

Ein möglicher Unterhaltsanspruch der Eltern gegen ihre er-

wachsenen Kinder geht erst dann auf den Sozialhilfeträger 

über, wenn das Einkommen des Kindes einen Jahresbetrag 

von 100.000 € übersteigt. Dabei wird gesetzlich vermutet, dass 

diese Einkommensgrenze nicht überschritten wird. 



 

 

Liegen hinreichende Anhaltspunkte für ein Überschreiten der 

Jahreseinkommensgrenze vor, darf der Sozialhilfeträger weiter 

ermitteln, ob die Grenze tatsächlich überschritten ist. Dies ist 

dann der Fall, wenn eine gewisse Wahrscheinlichkeit für ent-

sprechende Einkommensverhältnisse der Kinder spricht. 

 

Verlangt er dabei Auskunft von dem erwachsenen Kind, hat 

sich diese Auskunft zunächst auf das Einkommen zu beschrän-

ken. Erst wenn dann sicher feststeht, dass dieses die 100.000 

€-Grenze überschreitet, also ein Übergang des Unterhaltsan-

spruchs in Betracht kommt, darf er auch Auskunft über das 

Vermögen des unterhaltspflichtigen Angehörigen verlangen. 

 

Sonstiges 

Gewährung eines nicht marktüblich verzins-

ten Darlehens ist schenkungsteuerpflichtig 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 31.7.2024 ent-

schieden, dass der Vorteil, der aus der Inanspruchnahme eines 

auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen niedrig verzinsten Pri-

vatdarlehens im Verhältnis zu einem Bankdarlehen zum markt-

üblichen Zins entsteht, als gemischte Schenkung der Schen-

kungsteuerpflicht unterliegt. 

 

Wenn allerdings festgestellt wird, dass für den Fall der Inan-

spruchnahme eines Bankdarlehens ein geringerer Zinssatz 

feststeht als der gesetzlich bestimmte Wert von 5,5 %, dann ist 

lediglich die Differenz zwischen dem günstigeren Bankzins und 

dem vertraglich vereinbarten Zins als Schenkung zu betrach-

ten. 

 

Das erstinstanzliche Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern 

habe zwar zutreffend erkannt, dass in der Darlehensgewäh-

rung eine freigiebige Zuwendung zu sehen sei, aber verkannt, 



 

 

dass ein niedrigerer Zinssatz als die gesetzlich verankerten 5,5 

% nicht nachgewiesen werden müsse. Vielmehr reiche die 

Feststellung der Möglichkeit der Inanspruchnahme eines sol-

chen Darlehens aus. 

 

Weiterhin sei bei unbefristeten Darlehen der Jahreswert des 

Nutzungsvorteils, hier der Zinsvorteil, mit dem gesetzlich nor-

mierten Faktor zu multiplizieren. Bei einer zeitlich festgelegten 

Darlehensdauer sei diese hingegen als Faktor zu verwenden. 

Ein feststehender niedriger Zinssatz kann hier nicht herangezo-

gen werden. 


